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Bildungsgewerkschaft  GEW  zum
Europäischen  Protesttag  zur
Gleichstellung  der  Menschen
mit Behinderung
Die Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft (GEW) mahnt den
Bund, mehr Verantwortung für die Inklusion in der Bildung zu
übernehmen.  „Statt  immer  nur  auf  die  Verantwortung  der
Bundesländer zu verweisen und diesen Flickenteppich zu dulden,
schlagen  wir  vor,  eine  Enquete-Kommission  des  Bundestags
einzurichten.  Diese  soll  Ziele  und  Wege  für  eine
menschenrechtskonforme  Umsetzung  der  UN-
Behindertenrechtskonvention (UN-BRK) erarbeiten“, sagte Anja
Bensinger-Stolze, GEW-Vorstandsmitglied Schule, mit Blick auf
den heutigen Europäischen Protesttag zur Gleichstellung der
Menschen mit Behinderung. „Die schulische Inklusion ist ins
Stocken geraten, in einigen Bundesländern sogar rückläufig. 14
Jahre  nach  der  Ratifizierung  der  UN-BRK  durch  die
Bundesregierung kann man das nur als skandalös bezeichnen.“
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Mangel an Zielsetzungen, Maßnahmen,
politischer  Steuerung,  politischem
Willen, konkreten Erkenntnissen und
Ressourcen
„Wir  brauchen  einen  Pakt  für  Inklusion!“  appellierte
Bensinger-Stolze  an  die  Politik.  Sie  griff  damit  einen
Vorschlag des Deutschen Instituts für Menschenrechte von Ende
2022  auf.  In  seinem  jüngsten  Menschenrechtsbericht  zu
Deutschland  hatte  das  Institut  eine  länderübergreifende
Gesamtstrategie  angemahnt  und  entsprechende
Grundgesetzänderungen  sowie  einen  Bildungsstaatsvertrag
zwischen  Bund  und  Ländern  gefordert.  „Es  mangelt  an
Zielsetzungen, überprüfbaren Maßnahmen, politischer Steuerung,
politischem Willen, konkreten Erkenntnissen und vor allem an
Ressourcen für Inklusion. Das muss ein Ende haben, wenn wir
uns international nicht weiterhin blamieren wollen“, betonte
das GEW-Vorstandsmitglied.

Deutschland verstößt gegen Artikel
24 der UN-Konvention
„Deutschland verstößt als Vertragsstaat gegen Artikel 24 der
UN-Konvention, mit dem sich die Staaten auf ein Monitoring und
eine entsprechende Datenerhebung verpflichtet haben. Aber auch
insgesamt  kommt  eine  Reihe  von  Bundesländern  der
völkerrechtlichen Verpflichtung, das Schulwesen inklusiver zu
gestalten, nicht oder nur unzureichend nach. Dabei gibt es
positive  Beispiele  wie  die  Stadtstaaten  oder  Schleswig-
Holstein, die zeigen, in welche Richtung es gehen kann – auch
wenn es selbst hier noch Luft nach oben gibt“, unterstrich
Bensinger-Stolze.  Die  Exklusionsquote,  also  der  Anteil  der
Schülerinnen  und  Schüler,  die  weiterhin  auf  Sonderschulen
gehen  müssen,  sei  im  Bundesdurchschnitt  kaum  gesunken,  in



manchen  steige  er  sogar.  Auch  das  Elternwahlrecht  der
Schulform  für  die  Kinder  führe  nicht  dazu,  Inklusion  zu
fördern, sondern zementiere das Sonderschulwesen eher. „Ein
echtes  Wahlrecht  setzt  die  gleichwertige  Ausstattung  von
allgemeiner  Schule  und  Sonderschule  voraus.  Gleichwertige
Lebensverhältnisse  und  Bildungschancen  zu  erreichen,  setzt
bundesweite Kriterien und eine Gesamtstrategie voraus“, sagte
Bensinger-Stolze.

Das  allgemeine  Schulsystem  muss
transformiert werden
„Die  Zahl  der  Sonderschulen  zu  reduzieren,  ist  das  eine.
Andererseits  muss  aber  auch  das  allgemeine  Schulsystem  so
transformiert werden, dass sich inklusive Bildung barrierefrei
und diskriminierungsfrei entwickeln kann. Denn eins ist klar:
Das  gegliederte  Schulsystem  mit  der  frühen  Selektion  der
Kinder  auf  verschiedenwertige  Schulformen  ist  eine  der
hartnäckigsten  Barrieren  für  die  Inklusion“,  hob  die
Gewerkschafterin  hervor.  Alle  Schulen  müssten  sich  zu
Lernorten  weiterentwickeln,  in  denen  alle  Kinder  und
Jugendlichen in ihrer Unterschiedlichkeit willkommen sind und
individuell  gefördert  werden.  Positive  bundespolitische
Akzente wie das Startchancenprogramm der Bundesregierung für
benachteiligte  Schulen  müssten  konzeptionell  und
steuerungspolitisch viel stärker mit diesen Dimensionen der
Schulentwicklung  verknüpft  werden,  um  nicht  als  „sozialer
Notnagel“ zu enden.
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